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„Governance of Migration“ und die herausgeforderte Gemeinschaft: zwischen Kol-
laps und Überschuss

n VASSILIS TSIANOS

I.
Mapping hat schon längst Eingang in
die neue Regierungsrationalität von
Schengen gefunden. Die Karte, die in
Kooperation zwischen ICMPD, mit Eu-
ropol, der berühmt berüchtigten Fron-
tex und den am MTM-Dialog (Dialogue
on Mediterranean Transit Migration)
beteiligten Staaten hergestellt wird, ist
eine internetgestützte digitale Karte,
die versucht, den afrikanischen und
mediterranen Raum der Migrationsbe-
wegungen in „Echt-Zeit“ karto-
graphisch zu repräsentieren und ein dig-
itales Archiv der relevanten Daten von
Migrationsströmen anzulegen.
Spätestens nach der Lektüre der so ge-
nannten „I-Map“ der Migrationen nach
Europa, kann man sich des Verdachtes
nicht  mehr erwehren,  dass  die
avancierten konzeptiven Ideologen des
Schengener Prozesses heimlich -wie
ihre Israelischen Kriegsführungskolle-
gen- Deleuze und Guattari lesen.
Ströme, Informationen über „local
points of Entry“, antizipative Kontrolldi-
agramme, visualisieren den gegenwärti-
gen Formwechsel des wissensbasierten
Regierens der Migration in Europa. Wie
wird also Migration in Europa regiert?
Wer regiert sie hier eigentlich? Für
welche Regierungsrationalität steht das
Konzept der „Governence of Migra-
tion“? Ich werde versuchen am Exem-
pel der intergouvernametalen Organisa-
tion ICMPD (http://www.icmpd.org/),

die Scheinheiligkeit des propagierten
„sanften Regierens“ mit ihrem wahren
Gesicht zu konfrontieren. Meine These
ist, dass sowohl die Migration als
soziale Bewegung als auch die Institutio-
nen der Regierung der Migration in ihr-
er turbulenten Kommunikation als Sys-
teme nicht statisch bleiben, sondern
sich wechselseitig verändern. Gover-
nence of Migration steht für den postlib-
eralen Versuch diese migrationspoli-
t i s c h e  S p a n n u n g  i m  E u -
ropäisierungsprozess zu rekuperieren
[ w i e d e r e r l a n g e n ] .  D i e s e
Regierungsweise macht gerade die flexi-
ble Anpassung der migrantischen Sub-
jektivierungsweisen im Kontext des bor-
dercrossings zum Gegenstand ihrer
Steuerung und nicht zur Zielscheibe ihr-
er hermetischen Abschottung. The mak-
ing of Schengen ist die Geschichte der
Steuerung dieser Anpassung. Doch wie
wir spätestens mit dem Komplexität-
s-Theorem John Urrys wissen, ein Sys-
tem „vergisst“ nichts und mikrosoziale
Ereignisse können bis zum Kollaps oder
einer Produktion von Überschuss ku-
mulieren. Die herausgeforderte Gemein-
schaft schlägt zurück.

II.
Europäisierung wird meist synonym ver-
standen mit Supranationalisierung,
wobei im Sinne eines „Nullsummen-
spiels“ mehr EU mit weniger nationals-
taatlicher Souveränität gleichgesetzt
wird. Einige neuere politikwissen-
schaftliche Ansätze, insbesondere aus

dem Kontex t  der  Governance -
Forschung, machen allerdings deutlich,
dass die EU, ihre politische Architektur
und Praxis ebenso wenig mit klas-
sischen Konzeptionen aus der Ära des
modernen Nationalstaats zu fassen
sind, wie die Nationalstaaten in diesem
Prozess unverändert bleiben. Sie
sprechen von „network state“, was das
Fehlen eines eindeutigen Entschei-
dungszentrums, die Rolle von nicht-s-
taatlichen Akteuren sowie die gestie-
gene Bedeutung horizontaler Aushand-
lungen zum Ausdruck bringen soll; oder
von der EU als „multi-level system of
governance“, um die spezifische mehrdi-
mensionale und dezentralisierte Form
der Entscheidungsstrukturen zu bezeich-
nen. Mit dem Begriff der Governance ist
eine Kritik an solchen Vorstellungen
verknüpft, nach denen der Staat ein „er-
s ter  Beweger“ sei  und als  Aus-
gangspunkt gesellschaftlicher Handlun-
gen verstanden werden könnte. Um ge-
nau diese Problematik dreht sich die ge-
samte Debatte um „Governance of Mi-
gration“. Mit dem Leitspruch „Gover-
nance statt Government“, wurden die
Lehren aus der Regimetheorie, wie sie
in den Internationalen Beziehungen en-
twickelt wurden, mit normativem Ge-
halt versehen. Von Nationalstaaten
nicht oder nicht mehr zu steuernde ge-
sellschaftliche Prozesse sollten von ein-
er Vielzahl politischer Akteure in einem
netzwerkartigen Zusammenwirken bear-
beitet werden. Zwar war transnationale
Migration lange vor der Governance-De-
batte Gegenstand intergouvernemen-

http://www.icmpd.org/
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taler und transnationaler Institutionen
(wie etwa der IOM und dem UNHCR),
sie erlangt aber erst seit den neunziger
Jahren mittels der konzeptiven Netzw-
erkarbeit solcher Akteure wie der IM-
PCD den Status eines genuin globalen
Phänomens. Kennzeichnend dafür ist
unter anderem die Debatte um ein „Gen-
eral Agreement on Movements of Peo-
ple (GAMP)“, die von Mitarbeitern der
IOM angeführt wird. Zwar wird die
Frage der „Regierung der Migration“ un-
ter der Prämisse gedacht, dass der Staat
darin nicht der zentrale Akteur ist. Die
Akteursperspektive aber, die nach
meinem Dafürhalten entscheidend ist,
ist in ihr schlicht nicht vorhanden. Wie
in der klassischen Perspektive von „Gov-
ernment“ sind die MigrantInnen nur Ob-
jekt von Governance. Sie sind die „abwe-
sende Ursache“ des Governance-Diskurs-
es. Ihre Praxis der alltäglichen, irreg-
ulären und massenhaften Grenzüber-
schreitung stellt „Government“ und
damit die Vorstellung in Frage, Staaten
als Instanzen der Regulation könnten
die Ströme der Migration auf- und zu-
drehen wie einen Wasserhahn. Eben
dieser Umstand wird in der Diskussion
um Governance praktisch ignoriert.
Zwar reflektiert der Governance-Ansatz
die Souveränitätsproblematik im
Zeichen des Post-nationalen, jedoch
können MigrantInnen und die Migra-
tion darin nur als Objekte – -bestenfalls
als „coded Flows“- konzeptualisiert wer-
den.

III.
Eine besondere Rolle für die neue gou-
vernementale Regierungsweise, wie ich
sie im Folgenden am Beispiel der ICM-
PD skizzieren werde, kommt den Kate-
gorien „Wissen“ und „Flows“ zu. Der Be-
griff der Flows, Terminus Technicus der
Schengener Regierung der Migration,
verweist hier auf die „Wahlver-
wandtschaft” der schnellen Multidirek-
tionalität der Subjektivierungsweisen
der Migration mit den wissens- und net-
zwerkbasierten Technologien der gou-
vernamentalen Akteure ihrer Regula-
tion. ICMPD steht paradigmatisch für
diesen wissensbasierten Formwechsel
der Technologien der Regierung der Mi-
gration innerhalb des Schengener Kon-
trollraumes. Die Produktionsweise
solcher Akteure, ist weniger die opera-
tive Abwehr des Transit, sondern
vielmehr die Etablierung transnational

ausgerichteten antizipativer Strategien
gegen die instabilen, temporären Tak-
tiken des Bordercrossings. Denn gerade
die Sicherheitsvorkehrungen des Schen-
gener Grenzraums bringen diese tem-
porären Taktiken der Mobilität hervor:
neue Lösungen des Transits, die wieder
aufgegeben werden, sobald sie von den
Grenzhütern durchschaut und als
Probleme der Grenzporösität recodiert
werden. Mit dem Begriff der liminalen
Institutionen will ich diese institutional-
isierten „vertikalen Aggregate“ bzw.
„Assemblagen“ (vgl. Papadopoulos/T-
sianos, 2007 bzw. Saskia Sassen) des
Beobachtens und Eingreifens innerhalb
von Migrations- und Grenzregimen -wie
der ICMPD — fokussieren. Ihre Produk-
tivität besteht darin, die Zirkulation ent-
lang der Grenz-Zonen in Zirkulations--
Zonen abgestufter Souveränität zu ver-
wandeln um ihre Porösität zu regieren.
Während die nationale Souveränität
eine doppelte Homogenisierung des
Raums anstrebte – eine serielle Homo-
genität innerhalb eines Territoriums und
eine Homogenisierung der Rechte darin
–, lässt sich der Raum der liminalen In-
stitutionen als ein Regime der Differenz
auf fassen ,  be i  dem die  Unter -
schiedlichkeit von Territorien sowie die
Einzigartigkeit von Grenz-Orten und
Routen permanent von der Fluidität
und Flexibilität der klandestinisierten
Mobilitätsströme und Netzwerke als
kontingente „border zone“ hergestellt
werden. Die Absicherung transitorisch-
er  Grenz-Räume erfolgt  durch
Überwachungs- und Kontrollproze-
duren, deren Ziel darin besteht, die
Fragmentierung des Schengener
Raumes territorial zu fixieren und se-
parierte Zonen herzustellen, die sich
durch eine jeweils spezifische soziale
Kohäsion von Raumpraktiken auszeich-
nen sollen. Verwirklicht wird somit
eine skalierte differentielle Homogenität,
die mit einer Enthomogenisierung von
Rechten einhergeht. Das ist das postlib-
erale Geheimnis der Schengener Produk-
tivität!

IV.
Der Budapester Prozess ist einer der äl-
testen multinationalen Konsultation-
sprozesse im Bereich der Migrationspoli-
tik in Europa, der seit Beginn der
1990er Jahre osteuropäische Länder zu
inkludieren versucht. Der Budapest
Prozess, der seinen Namen nach der in

Budapest 1993 stattgefundenen ersten
Konferenz erhielt, geht mittlerweile in
sein vierzehntes Jahr. 1993 hat die ICM-
PD die Rolle des sog. Sekretariats über-
nommen und organisiert seitdem auf
Anregung bzw. Rücksprache mit den
beteiligten Regierungen oder auch der
eigenen Rationalität folgend vor allem
themenspezifische Workshops. So hat
die ICMPD mit dem Budapester Prozess
eine ideale konzeptiv-koordinierende
Funktion für die „Harmonisierung“ der
osteuropäischen Länder im Zuge des
Beitrittsprozesses eingenommen. Mit
ihren ca. 50 Mitarbeitern und Mitarbeit-
erinnen ist die 1993 gegründete und
mittlerweile von 30 Regierungen getra-
gene ICMPD im Vergleich zu den bei-
den bekanntesten großen und , global
agierenden Organisationen im Bereich
der Migrationspolitik, der Internatio-
nalen Organisation für Migration (IOM)
und dem United Nation High Commis-
sioner for Refugees (UNHCR), eine eher
kleine intergouvernementale Institution
(vgl. TRANSIT MIGRATION 2007). Den-
noch flankiert sie auch gegenwärtig die
offizielle EU-Migrationspolitik und mod-
eriert den Anpassungsprozess sowohl in
Richtung Afrika als auch nach Zen-
tralasien und dem Fernen Osten, wie er
in den jüngsten Mitteilungen der Eu-
ropäischen Kommission zum „Global
Approach to Migration“ (Co(2005) und
Co(2007)247, 16.5.2007) ausgeführt
wird. Dies bewerkstelligt sie vor allem
mit Hilfe politischer Technologien, dem
sogenannten „Budapest Prozess“ oder
dem sogenannten „MTM-Dialog“ in
Richtung Afrika. Bei beiden Maßnah-
men handelt es sich um institutional-
isierte Serien von informellen Kon-
ferenzen und Workshops, die sich der
klassischen Gewaltenteilung entziehen
und Herkunfts-, Transit- und Zielländer
der globalen Migrationsbewegungen
um einen Aushandlungsprozess vereini-
gen. Hierbei interessieren mich vor
allem die einzelnen Wissenspraktiken
und –strategien und wie spezifische Wis-
sensinhalte und -formen, Wissenssub-
jekte und -objekte legitime Geltung er-
halten, wie sie objektiviert werden und
normative Kraft verliehen bekommen:
wie also in diesem anscheinend politik-
fernen Raum Politik als Governance ge-
macht wird und postliberale Macht ent-
s teht .  D ie  Geschichte  der  Eu-
ropäisierung lässt sich dann auch aus
der Perspektive dieser Organisationen
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wie der ICMPD anders erzählen (vgl.
ausführlicher dazu Hess, 2008). Aus ihr-
er Perspektive waren es vor allem die
ersten 1990er Jahre, die von ihnen als
„Krisenjahre“ der staatlichen Migration-
spolitik in Europa beschrieben werden,
die der Europäisierung einen Schub ver-
liehen. Die Krise evozierte ihre Grün-
dung sowie einen politischen Paradig-
men- und Praxiswechsel der unter dem
Stichwort „global migration manage-
ment“ firmiert, mit dem sie aufs Engste
verbunden sind (IOM 2004). So wurde
die ICMPD 1993 auf Initiative der Sch-
weiz und Österreichs unter der Leitung
des Schweden Jonas Widgren ins Leben
gerufen, um die staatliche Regulations-
fähigkeit auszubauen. Jonas Widgren,
der als Vordenker der „Migrationsman-
agementpolitik“ gilt, stellte die Phase
nachdrücklich als eine dar, in der
staatlicherseits eine große Ideen-
losigkeit herrschte, wie mit den neuen,
turbulenten Migrationswirklichkeiten
im kriegs- und krisengeschüttelten Euro-
pa umzugehen sei. Vor allem das bis da-
to die Einwanderungspolitiken do-
minierende Asylsystem war in den Au-
gen der neuen Migrationspolitik-Ar-
chitekten „überdehnt“. Doch ein neues
„System“ jenseits reiner Abschottungs-
diskurse war gerade angesichts migra-
tionsfeindlicher Stimmungen in der
Mitte der nationalen Gesellschaften
nicht zu sehen. Eine zentrale Antwort,
wie sie Widgren und andere Vordenker
damals einforderten, war die Migration-
spolitik radikal zu europäisieren und
von einer nationalstaatlichen Zero-Ein-
wanderungspolitik zu einem globalen
„migration management“ zu kommen.
Als paradigmatische Akteure für diesen
Politikwechsel boten sich die ICMPD
oder die IOM selbst an, da sie u.a. nicht
auf die nationalen wahlpolitischen
Kalküle der Innenministerien Rücksicht
nehmen müssten. Widgren sprach den
nationalstaatlichen Regierungen noch
2002 den Willen zu einem „sound mi-
gration managment“ ab. Angesichts des
weiter bestehenden „mysterious lack of
a rational government response to these
an t i c i pa t ed  m ig ra t i on  cha l -
lenges“(2002, 7) plädiert er für „gover-
nance” an Stelle von „government”.
Doch auch die EU-Kommission, sucht
eine neue Art und Weise des „Eu-
ropäischen Regierens“ zu erfinden. In
ihrem Weißbuch von 2001 unter dem
Titel „European Governance“ for-

muliert die Kommission detailliert, was
sie darunter versteht: Angesichts der
globalen Herausforderungen, so die
Kommission, sei Politik „dezentral-
isiert“, auf „multiplen Ebenen“, in „Net-
zwerken“, unter „strategischer Partizipa-
tion der Zivilgesellschaft“ und der
starken Einbeziehung von „Ex-
perten-Wissen“ zu gestalten. In diesem
Sinne ist die Multiplizierung von Ak-
teuren, die Privatisierung und gar NGO-
isierung der Migrationspolitik, als
Ergebnis und zugleich als Vorausset-
zung der Europäisierung der Migration-
spolitik zu beschreiben. Dabei sind es
gerade jene postliberalen wissensgeneri-
erenden Organisationen wie die ICMPD
oder die IOM, die die dynamischen Ef-
fekte der Europäisierung mitpro-
duzier(t)en. Das Selbstverständnis der
ICMPD ist dabei paradigmatisch für den
im Rahmen der EU-Netzwerkpolitik im-
mer wichtiger werdenden wissens-
basierten Akteurstyp. So wirbt die ICM-
PD auf ihrer Webpage damit, „to pro-
vide targeted timely services in migra-
tion governance to states and their or-
ganisations responsible for the design
and implementation of migration poli-
cies. ICMPD achieves these goals with
competent, highly motivated, dedicated
as well as customer and team oriented
p r o f e s s i o n a l s ”
(http://www.icmpd.org/). Sie umfasst
meist Politikberatung oder Trainings im
Bereich „capacity building“, vor allem
bezüglich Gesetzgebung, Infrastruk-
turentwicklung, Technologieeinsatz,
Verwaltungs- und Polizeipraxis. Zum an-
deren organisieren und moderieren sie
als Sekretariat jene regionalen Konsulta-
tionsprozesse wie den Budapest
Prozess, die sich über eigene Mitglieds-
beiträge der daran teilnehmenden Staat-
en finanzieren sollten. Dabei scheint
insbesondere die Behauptung, als „Dien-
stleistungsinstitution“ per definitionem
nicht Politik zu machen, sondern auf
der Grundlage von neutralem, wissen-
schaftlich produziertem Wissen zu
agieren, Organisationen wie die ICM-
PDin den Augen der Adressaten ihrer
Politik auszuzeichnen und sie zu einem
„neutralen“ Akteur zu machen. Dies er-
laubt ihr nicht nur, dort zu agieren, wo
der EU außenpolitisch, diplomatisch
(noch) die Hände gebunden sind. So öff-
nen sich der ICMPD gleichermaßen
nach Norden und Süden, zu NGOs und
zu Regierungen die Türen, womit sie in

der Governance-Architektur des
„Mehrebenensystems“ zu einem der zen-
tralen „transversal“ agierenden Akteure
wird. Dabei beschreibt „transversal“ die
Richtung des Wissenstransfers, der
nicht mehr nur im Sinne des top-down
Prinzips gestaltet wird, sondern im Kon-
text von Governance gezielt bottom-up
bzw. querliegend und „criss-cross“,
sprich die verschiedenen Steuerungsebe-
nen diagonal durchschneidend, also
„transversal“, organisiert wird.
Während die ICMPD gegenüber einzel-
nen „Klienten“-Staaten als Wissensdien-
stleister, Berater, Trainer und Modera-
tor auftritt, sieht der Geschäftsführende
Direktor die Funktion gegenüber der
EU vor allem darin bestehen, dass sie
als „Früherkennungssystem“ und „path
finding mission“ diente, d.h. als Labora-
torium neuer Kontrollpolitiken. In Kon-
text dieser Politikstrategie sind u.a. die
Rückübernahmeabkommen oder die
Definition von „sicheren Drittstaaten“
zu nennen, welche alle unter der Ägide
der ICMPD konzipiert und begleitet
wurden, die einen „Cordon sanitaire“
zunächst um die EU-Staaten pro-
duzierten, der sich nun immer weiter
Richtung Herkunftsländer bewegt (vgl.
Hess/Tsianos 2007).

V.
Migration und Mobilität, der Mob, die
Menge, die Geschichte der anderen Ar-
beiterInnenbewegung, begleiten die
Geschichte des Souveränismus und
stellen beständige Grenzen und Konflikt-
felder der kapitalistischen Konstitution
selbst dar. Die zu kontrollierenden, hy-
draköpfigen Momente verändern sich
historisch durch Kämpfe und Inkorpora-
tionen. Ich habe versucht diese Inkorpo-
rationen am Politiktypus der ICMPD zu
veranschaulichen. Es scheint so, als sei
die Migration ein Problem des moder-
nen Nationalstaats gewesen und
befinde sich dagegen im absoluten Eink-
lang mit der postmodernen Welt der
Ströme und der Entgrenzungen. Dabei
ist das Gegenteil richtig: Zwar spielen
Vertreter des Kosmopolitismus oder des
Postnationalismus auf der Klaviatur des
Globalismus und behaupten, der freie
Strom der Waren müsse auch für die
Ware Arbeitskraft gelten. Aber die
neuartige postliberale Schengener Sou-
veränität, besteht gerade darin, dass die
postnationalen Ströme der Migration
durch die Rekodierungsarbeit der

http://www.icmpd.org/
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postliberalen liminalen Institutionen
der Porocratie, zu regierbaren Blöcken
geformt werden, die zu einer neuen Ker-
bung des Raums in Europa führen. Wir
können deshalb heute noch nicht wis-
sen, welche Formen der Inkorporation
der Migration sie morgen und übermor-
gen zur Wirkung bringen werden und
wo sie sich ereignen: in London, Ceuta
oder in Paris.

In einem Text von Jean-Luc Nancy mit
dem Titel „die herausgeforderte Ge-
meinschaft“ entwickelt er einen ger-
adezu paradox anmutenden Gedanken,
den ich hier etwas ausführlicher zi-
tieren will: „Der gegenwärtige Zustand
der Welt ist kein Krieg der Zivilisatio-
nen. Sondern ein Bürgerkrieg: der Krieg
im Inneren einer Bürgerschaft, einer Zi-
vilität, einer Städterschaft (citadinite),
die im Begriff sind, sich bis an die
Grenzen der Welt auszudehnen und in-
folgedessen bis ans Äußerste ihrer eige-
nen Konzepte. Am äußersten Ende zer-
bricht ein Konzept, zerspringt eine
überdehnte Figur, kommt eine Kluft im
Vorschein“ (Nancy, 2007, S.9). Ich
möchte diese etwas kryptischen Sätze
in einen anderen, in unseren Kontext
übersetzen. [1] Unser situierter Kontext
ist Europa und seine Grenzen, sind die
Orte und die Konflikte der inkorpori-
erten Ereignisse der Migration. Die
Kluft, die im Inneren Europas alltäglich
und allnächtlich zum Vorschein
kommt, sind die Grenzen Europas, die
Grenzen der Bürgerschaft als die
Grenzen der Demokratie in Europa (Bal-
ibar/Mezzadra, 2006). Wir beginnen
unsere Übersetzung mit der Frage nach
dem Inneren einer Bürgerschaft, welche
im Begriff ist, sich bis an die Grenzen der
Welt auszudehnen. Die Antwort dazu lie-
fert uns Nancy erst am Ende seines klei-
nen Textes. Es ist die kommende Gemein-
schaft, der Raum also, in dem sich das
Innere einer Bürgerschaft bis an die
Grenzen dieser Welt ausdehnt. Es ist
der Raum einer kommenden Gemein-

schaft, die im Krieg, im Bürgerkrieg mit
dieser Welt ist, es ist der Raum der
Globalisierung, der Raum, in dem es
kein Außerhalb mehr gibt, der Raum,
an dessen äußeren Enden ein Konzept,
die Figur dieser neoliberalen Globalität
zerbricht und eine Kluft — eine Span-
nung innerhalb der Rekuperation —
zum Vorschein kommt. Diese kom-
mende Gemeinschaft hat ein Gesicht, ei-
nen Akzent, eine Hautfarbe (?), eine
postkoloniale Geschichte: Es ist die Ge-
meinschaft der nach Europa Kommen-
den, der schon lange Angekommenen,
die Gemeinschaft der an den Grenzen
Europas einen Krieg, in den Vorstädten
Europas einen Bürgerkrieg innerhalb der
Grenzen der Demokratie in Europa
Führenden. Stellen wir uns diesmal ge-
meinsam dieser Herausforderung!

[1] Ich beziehe mich hier auf die Konzep-
tion einer Übersetzungspolitik von Sandro
Mezzadra, die er in einem Vortrag mit
dem Titel „The Labor of Translation
Imagining the Politics of Translation: Be-
yond Communication and Articulation“ in
Wien dieses Jahr gehalten hat. Sandro
Mezzadra unternimmt den Versuch einer
Umdefinition der gängigen Überset-
zungspolitiken, damit er Übersetzung in
tief greifender Beziehung zu Gewalt,
Herrschaft und Ausbeutung konzipieren
kann. Insbesondere arbeitet er die
Möglichkeit heraus, das Kapital selbst als
Übersetzung zu denken. Diese Beziehung
und diese Möglichkeit weisen auf die
strategische Bedeutung einer Reihe von
Problemen hin, die vielfach unterschätzt
werden, wenn die Übersetzungspolitik in
Begriffen der Kommunikation und/oder
Artikulation verstanden wird. Ich bedanke
mich hier an dieser Stelle für Kom-
mentare, Kritik und der „Übersetzungsar-
beit“ bei der Entstehung dieses Textes bei
Sandro Mezzadra und bei Sabine Hess,
deren Forschung zu ICMPD mich mehr als
inspiriert hat, last but not least bei dem mi-
grationsaktivistischen General Intelect

Frassanito Netzwerk.

*) Der Originaltitel lautet: „Die Karte
und die Flows! „Governance of Mi-
gration“ und die herausgeforderte
Gemeinschaft: zwischen Kollaps und
Überschuss.“
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